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Einleitung

Demokratie – Repräsentation – Inklusion

Die westlichen repräsentativen Demokratien scheinen sich wenn nicht in
einer Krise so doch in einer grundsätzlichen Transformation zu befinden.
Der Aufstand der Jugend im durch die Finanzkrise schwer getroffenen Spa-
nien im Frühjahr 2011 ist ein Beispiel dafür, wie sich die Unzufriedenheit
der Bürger mit der herrschenden Politik in einer westlichen Demokratie ent-
laden kann. Unter dem Motto „No nos representan“ („Sie repräsentieren uns
nicht“) gingen Tausende auf die Straße, um ihrem Unmut Ausdruck zu ver-
leihen (vgl. Ingendaay 2011).

In der politikwissenschaftlichen Auseinandersetzung ist die vieldisku-
tierte These von der „Postdemokratie“, die vor allem von Colin Crouch pro-
minent vertreten wird, inzwischen weitestgehend Konsens, wenngleich de-
ren konkrete Charakteristika unterschiedlich definiert werden. Gemeinsam
ist diesen Sichtweisen aber die Feststellung eines Einflussgewinns auf die
demokratische Willens- und Entscheidungsfindung durch wirtschaftsnahe
Lobbygruppen einerseits und Medienstrategen andererseits und zugleich die
einer Entpolitisierung der Bürger, während die Institutionen formal völlig
intakt sind (Crouch 2008, Jörke 2005, aus feministischer Perspektive Sauer
2011a). Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen wird auch die Funkti-
onsfähigkeit politischer Repräsentation in Frage gestellt. Eine grundsätzli-
che Kritik am Zustand politischer Repräsentation in westlichen Demokratien
formulierte vor nicht allzu langer Zeit die renommierte Repräsentations-
theoretikerin Hanna F. Pitkin:

„Despite repeated efforts to democratize the representative system, the pre-
dominant result has been that representation has supplanted democracy instead
of serving it. Our governors have become a self-perpetuating elite that rules –
or rather, administers – passive or privatized masses of people. The represen-
tatives act not as agents of the people but simply instead of them“ (Pitkin 2004:
339).

Pitkin zufolge ist Repräsentation also demokratieabträglich. Ihre Kritik rich-
tet sich gegen die Tendenz zum Rückzug der Bürger ins Private und damit
einhergehend eine mangelnde Rückbindung der Repräsentanten an den De-

1

1.1
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mos. Zugleich impliziert das Zitat eine Kritik an der Figur des Berufspoli-
tikers, der mehr verwaltet als regiert.

In der Politikwissenschaft lassen sich neben der postulierten „Postdemo-
kratie“ zahlreiche weitere Krisendiagnosen repräsentativer Demokratie aus-
machen.1 Aktuell wird vor allem über eine Legitimitätskrise der repräsen-
tativen Demokratie breit diskutiert. Die Vertreter dieser Position rücken das
fehlende Vertrauen der Bürger in die politischen Institutionen als Schwach-
stelle repräsentativer Demokratien in den Mittelpunkt. Die Bürgerproteste
rund um das Infrastrukturprojekt Stuttgart 21 scheinen diesen Befund zu
stützen. Diese wurden einerseits als Ausdruck sinkenden Vertrauens der
Bürger in die politischen Institutionen, die politische Elite sowie die eta-
blierten Parteien, aber andererseits auch als Sinnbild für eine kritischere
Haltung der Bürger interpretiert. Im Anschluss daran wurden viele Stimmen
laut, die die Aufwertung und strukturelle Verankerung von Formen direkter
Bürgerbeteiligung forderten (vgl. etwa Roth 2011).

Einige Kritiken betonen daneben auch die defizitäre Repräsentation
schwacher Interessen. So wies Claus Offe schon Anfang der 1970er Jahre
auf die grundsätzliche Disparität bei der Interessenvermittlung und -durch-
setzung verschiedener gesellschaftlicher Gruppen hin. Aufgrund unzurei-
chender Organisations- bzw. Konfliktfähigkeit würde manchen „Bedürfnis-
kategorien die Chance politischer Artikulation“ (Offe 1971: 174) gänzlich
verwehrt. Das gelte vor allem für Gruppen, denen „das Sanktionsmittel einer
ins Gewicht fallenden Leistungsverweigerung nicht zur Verfügung steht“
(ebd.: 169), die sich also außerhalb des kapitalistischen Systems bewegen
und für dessen Funktionsfähigkeit nicht unmittelbar relevant sind. An Offe
anknüpfend verweist Frank Nullmeier (2000) auf ein Ungleichgewicht in
der Interessenvertretung und -durchsetzung durch eine defizitäre Argumen-
tations- und Rechtfertigungsfähigkeit, die charakteristisch für schwache In-
teressen seien. Demnach ist erstens die Kompetenz, in geschriebener wie in
gesprochener Sprache im Sinne des eigenen Anliegens zu argumentieren,
und andererseits die Kompetenz, in einem normativen Kontext gute Gründe
für die Legitimität des vorgebrachten Interesses anzuführen, zwischen kol-
lektiven Akteuren ungleich verteilt.

Auch der Milieuforscher Michael Vester konstatiert eine „relativ lücken-
lose[n] Ausschließung der unterprivilegierten Milieus von den ‚legitimen‘

1 Einen systematischen Überblick über ältere und jüngere Krisendiagnosen bieten Lin-
den/Thaa 2011.

1 Einleitung
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Mechanismen und Kanälen formeller und informeller Partizipation“ (Vester
2009: 45, Herv. i. O.). Vor dem Hintergrund einer zunehmenden Fragmen-
tierung gesellschaftlicher Großgruppen und deren Bindung an die jeweiligen
politischen Parteien verschärften sich die „Schieflagen politischer Reprä-
sentation“ (22), sodass sich nicht mehr alle sozialen Gruppen politisch re-
präsentiert sähen.

Vor allem die sukzessiv abnehmende Wahlbeteiligung – eine Entwick-
lung, die von der empirischen Politikwissenschaft bereits seit Jahrzehnten
konstatiert wird – wird als ein deutliches Krisenindiz interpretiert, insbe-
sondere weil diese über die unterschiedlichen Bevölkerungsschichten un-
gleich verteilt ist (vgl. hierzu Schäfer 2010). Überproportional sind es sozial
Benachteiligte, die von ihrer Stimmabgabe keinen Gebrauch machen. Dabei
zeigen die empirischen Analysen von Armin Schäfer, dass Wahlen im Ge-
gensatz zu direktdemokratischen Beteiligungsformen immer noch die sozial
am wenigsten stark verzerrte Partizipationsmöglichkeit darstellen. Der in
einer Gesellschaft bestehende Grad an sozialer Ungleichheit wirkt sich ihm
zufolge auch auf die Zufriedenheit mit der Demokratie und das Vertrauen
der Bürgerinnen und Bürger in die politischen Institutionen aus. Dirk Jörke
(2005) stuft den Befund, demzufolge vornehmlich sozial Benachteiligte auf
die Teilnahme an Wahlen verzichten, als „aus demokratietheoretischer Per-
spektive alarmierend“ ein (487) und sieht darin eine „fundamentale Gefähr-
dung des demokratischen Versprechens der Beteiligungsgleichheit“ (488).

Im Gegensatz zu den skizzierten Repräsentationskritiken ist in der jün-
geren normativ-partizipatorischen Demokratietheorie eine positive Umdeu-
tung politischer Repräsentation zu verzeichnen (Plotke 1997; Young 2000;
für einen Überblick vgl. auch Thaa 2008; Urbinati/Warren 2008). Die Ver-
treter dieser Position sehen politische Repräsentation nicht länger als zweit-
beste Lösung nach direkter Demokratie an, sondern als zentrale Bedingung
von Demokratie überhaupt. Sie distanzieren sich von einer in der Tradition
Rousseaus stehenden Repräsentationskritik, wie sie in der partizipatorischen
Demokratietheorie zum Beispiel von Benjamin Barber vertreten wird. Ihm
zufolge ist Repräsentation nicht mit der Selbstregierung des Demos in Ein-
klang zu bringen, „because it delegates and thus alienates political will at
the cost of genuine self-government and autonomy“ (Barber 2003: 145). Die
Befürworter politischer Repräsentation behaupten im Gegensatz dazu, dass
gerade Repräsentation freiheitsbildend und handlungsermöglichend wirke.
Sie betonen dabei zum einen deren Prozesshaftigkeit, die es den Bürgern
auch über den Wahlakt hinaus ermögliche, politisch zu partizipieren. Zum
anderen heben sie bei ihrer Konzeptualisierung von Repräsentation eine be-

1.1 Demokratie – Repräsentation – Inklusion
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stehende Differenz zwischen Repräsentanten und Repräsentierten hervor
und brechen so mit einem Verständnis von Repräsentation als Identitätsver-
hältnis, das den Fluchtpunkt der klassischen politischen Repräsentations-
kritik bildet. Winfried Thaa konstatiert mit Blick auf diese partizipatorischen
Umdeutungen jedoch ein fortbestehendes „ungelöste[s] Inklusionsproblem“
(61) in Bezug auf schwache Interessen. Das sei vor allem darauf zurückzu-
führen, dass zumindest ein Teil dieser Theorien die Ungleichheit der Bürger
ausblende oder vernachlässige (Thaa 2009). Ihm zufolge gilt dies nicht im
gleichen Maße für die Theorien deskriptiver Repräsentation, die den An-
spruch erheben, zu einer besseren Inklusion beizutragen. Wie zu zeigen sein
wird, ergeben sich jedoch auch hier Inklusionsprobleme.

Fragestellung der Arbeit

Vor dem Hintergrund zunehmender ethnisch-kultureller Pluralisierung der
Gesellschaft ist die Frage nach der gesellschaftlichen und politischen Inte-
gration von Migranten virulenter denn je. Selbst wenn Deutschland nun auch
offiziell als Einwanderungsland bezeichnet wird, lassen sich im Hinblick auf
die politische Teilhabe von Migranten deutliche Defizite konstatieren – nicht
zuletzt das fehlende Wahlrecht für in Deutschland lebende Nicht-EU-Aus-
länder. Zwar wurden durch die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts Ein-
bürgerungen – gerade für in Deutschland geborene Kinder durch die Ein-
führung des Territorialprinzips – erleichtert und durch das Zuwanderungs-
gesetz die Weichen für eine systematische Förderung von Integration ge-
stellt. Auch setzte im Jahr 2000 unter der damaligen rot-grünen Bundesre-
gierung erstmalig eine breite öffentliche Diskussion über Migrationsfragen
ein. Doch trotz dieser Fortschritte in der Migrations- und Integrationspolitik
gerät die Akzeptanz und Offenheit der Mehrheitsgesellschaft, wenn es um
Fragen der Zuwanderung oder der Aufnahme von Flüchtlingen geht, häufig
an ihre Grenzen. Einer gleichberechtigten Teilhabe von Migranten in Ge-
sellschaft und Politik stehen zusätzlich immer noch strukturelle Hürden ent-
gegen. Was die Politik anbelangt, so betrifft dies zum einen die Dimension
der politischen Beteiligung und zum anderen die Dimension der Repräsen-
tation. Während eine geringe Partizipation aus einem beteiligungsorientier-
ten Demokratieverständnis heraus bedenklich ist, gestaltet sich die Frage der
Repräsentation vielschichtiger und ist nicht gleichermaßen eindeutig zu be-
antworten. Dies ist auf die Komplexität von Repräsentationsverhältnissen
zurückzuführen. So muss die im Verhältnis zum Bevölkerungsanteil stark

1.2

1 Einleitung
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unterproportionale Präsenz von Migranten in der Politik nicht automatisch
bedeuten, dass die Interessen von Migranten nicht vertreten werden. Dass
die Erhöhung des Anteils von Migranten in politischen Ämtern aber indes
doch gefordert wird, wird meist mit Gerechtigkeitsmotiven wie Chancen-
gleichheit und Gleichberechtigung begründet. Darüber hinaus stellt sich aber
die Frage, inwieweit auch ein Zusammenhang zwischen der Präsenz und den
vertretenen Inhalten besteht. Damit kommt die deskriptive Repräsentation
ins Spiel.

Für die Relevanz deskriptiver Repräsentation in der Politik lassen sich
vielfältige Beispiele aus der politischen Praxis anführen. So belegt im US-
amerikanischen Kontext die große Unterstützung Barack Obamas durch die
afroamerikanische Bevölkerung bei den Präsidentschaftswahlen 2008
und 2012 vor allem die symbolische Bedeutung, die Obama als erster afro-
amerikanischer Präsident der USA für die afroamerikanische Bevölkerung
einnimmt.2 Trotz weltanschaulicher Differenzen zwischen den Demokraten
und vielen afroamerikanischen Wählern im Hinblick auf die Abtreibungs-
debatte und die gleichgeschlechtliche Ehe, vermag Obama diese Wähler-
schicht zu mobilisieren. Hier scheint also die gleiche ethnische Zugehörig-
keit als verbindendes Element äußerst wirkungsmächtig zu sein. Mit einem
‚schwarzen‘ Präsidenten wird daneben aber auch die Erwartung verbunden,
dass dieser die besonderen Perspektiven der Afroamerikaner zum Ausdruck
bringt, wie es die Schwester des amerikanischen Präsidenten, die Kenianerin
Auma Obama, in einem Interview mit der FAZ formuliert: „[E]r kann auch
über Dinge reden, über die ein anderer Präsident nicht so leicht reden kann.
Er hat ein anderes Bewusstsein dafür, was es bedeutet, ein Mensch zu sein
aus einem Land des Südens.“ (Obama 2012: 33)

In der Bundesrepublik spielt deskriptive Repräsentation sowohl in der
politischen wie in der medialen Debatte vor allem in Bezug auf Frauen eine
Rolle. In diesem Zusammenhang wird seit geraumer Zeit über die Einfüh-
rung bzw. Ausweitung von verbindlichen Frauenquoten in Politik und Wirt-
schaft kontrovers diskutiert. Daneben haben die politischen Parteien ange-
sichts einer ansteigenden Zahl potentieller Wähler mit Migrationshinter-
grund die Bedeutung deskriptiver Repräsentation von Migranten erkannt
und besetzten vereinzelt exponierte Ämter mit Personen mit Migrationshin-

2 Bei den Wahlen im Jahr 2012 waren es neben den Afroamerikanern vor allem die
Minderheit der Hispanics sowie Frauen, die Obama den Wahlsieg sicherten.
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tergrund.3 Der Vorschlag des SPD-Vorstandes, in der Partei eine Migran-
tenquote einzuführen, unterstreicht ebenfalls die zunehmende Relevanz des
Themas, wenngleich der Vorstoß, der letztlich nicht mehrheitsfähig war, in
diesem Fall auch als Besänftigung der Wähler mit Migrationshintergrund
nach der durch das SPD-Mitglied Thilo Sarrazin im Jahr 2012 angestoßenen
und äußerst kontrovers geführten Integrationsdebatte zu werten ist. Neben
den Maßnahmen, die inzwischen von politischen Parteien umgesetzt worden
sind, ist auch die interkulturelle Öffnung der Verwaltung immer wieder
Thema. Dahinter steht das Bemühen, strukturelle Barrieren abzubauen so-
wie das Anliegen, Werte wie Chancengleichheit und die Anerkennung kul-
tureller Vielfalt durch den Staat zu vermitteln und zu realisieren.

Vor diesem Hintergrund untersucht die Arbeit ausgehend von der nor-
mativ-partizipatorischen Demokratietheorie die Funktionsweise deskripti-
ver Repräsentation am Beispiel von Ausländer- bzw. Integrations(bei)räten.
Diese Gremien bilden eine besondere Beteiligungsmöglichkeit für Migran-
ten auf der kommunalen Ebene. Für Einwanderer aus Nicht-EU-Ländern
stellen sie eine der wenigen niederschwelligen Möglichkeiten dar, sich po-
litisch zu beteiligen. Sie entsprechen insofern der Logik deskriptiver Reprä-
sentation, als in ihnen Migranten von Migranten vertreten werden sollen.
Dabei wurde diese Logik in einigen Bundesländern relativiert, indem die
Gremien zu Integrationsräten reformiert wurden, in denen auch Personen
ohne Migrationshintergrund einbezogen und Migranten mit doppelter
Staatsbürgerschaft oder Eingebürgerte wahlberechtigt sind. Damit ist nicht
länger die ausländische Staatsangehörigkeit, sondern die Migrationsge-
schichte das entscheidende Kriterium, das zur Teilnahme in diesen Gremien
berechtigt. Darüber hinaus sind die Integrationsräte stärker mit dem Stadtrat
verzahnt. Der Vergleich von Ausländerbeiräten und Integrationsräten er-
möglicht es daher, Aussagen über deren Repräsentationsleistung zu treffen.
Dabei geht es nicht darum, Repräsentation in einem mathematischen Sinne
zu messen, sondern zu plausiblen und begründeten Aussagen über eine ver-
gleichsweise mehr oder weniger starke Berücksichtigung unterschiedlicher
Interessen und Sichtweisen zu kommen.

Die Arbeit knüpft an die seit den 1990er Jahren vorwiegend im anglo-
amerikanischen Raum geführte Theoriedebatte zu deskriptiver Repräsenta-
tion an, in der die Vor- und Nachteile deskriptiver Repräsentation breit dis-

3 Zum Beispiel wurde die CDU-Politikerin Aygül Özkan im Jahr 2010 Sozialministerin
in Niedersachsen und die SPD-Politikerin Bilkay Öney im Jahr 2011 Integrationsmi-
nisterin in Baden-Württemberg.
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kutiert wurden. Daran anschließend wurden für die empirische Untersu-
chung im bundesdeutschen Kontext forschungsleitende theoretische An-
nahmen formuliert.

Im Mittelpunkt steht vor allem die Frage nach dem Inklusionspotential
der kommunalen Sondergremien. Das rückt das Augenmerk auf die Reprä-
sentativität dieser Gremien. So soll untersucht werden, inwiefern derlei For-
men der Gruppenvertretung tatsächlich zu einer besseren Inklusion einer
marginalisierten Gruppe in den politischen Prozess beitragen, inwieweit sie
möglicherweise aber auch zu Exklusionen führen. Auch ist zu fragen, ob der
Einbezug von Mitgliedern benachteiligter Gruppen Konsequenzen für die
inhaltliche Repräsentation hat oder sich die Vorteile, sofern diese bestehen,
vor allem auf der Ebene symbolischer Repräsentation bewegen. Insofern
wird auch betrachtet, inwieweit deskriptive Repräsentation zur substanziel-
len und symbolischen Repräsentation von unterschiedlichen Interessen von
Migranten beitragen. Darüber hinaus soll letztlich auch die Frage beantwor-
tet werden, welche Implikationen die gruppenspezifische Repräsentation in
Migrantenvertretungen für die politische Integration von Migranten hat.

Zum Stand der Repräsentationsforschung

Politische Repräsentation von Migranten(-gruppen)

Seit Antritt der rot-grünen Bundesregierung im Jahr 1998 rückten die The-
men Migration und Integration auf die politische Agenda. Auch setzte ein
verstärktes Bemühen seitens der Politik ein, Migranten in die Politik einzu-
beziehen. Für diese Entwicklungen stehen die Einrichtung von Integrati-
onsgipfel und Islamkonferenz, aber auch die Einsetzung der „Unabhängigen
Kommission Zuwanderung“, die auch als „Süssmuth-Kommission“ be-
zeichnet wird, auf der Bundesebene. Anders als bei der Süssmuth-Kommis-
sion wurde beim Integrationsgipfel und bei der Islamkonferenz der Ansatz
verfolgt, neben Experten auch Migranten bzw. Vertreter von Migranten-
selbstorganisationen in die Gremien einzubeziehen (vgl. Zinterer 2007).

Zur politischen Repräsentation von Migranten haben vor allem Andreas
Wüst und in jüngerer Zeit auch Karen Schönwälder geforscht. Wüst (2006)
kommt in seiner Analyse der Ergebnisse der Deutschen Kandidatenstudie
2005 des Mannheimer Zentrums für Europäische Sozialforschung zu dem
Schluss, dass von einer spezifischen politischen Agenda von Kandidaten mit
Migrationshintergrund nicht unbedingt die Rede sein kann. Die Studie zeige
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vielmehr, dass sowohl von Kandidaten ohne als auch mit Migrationshinter-
grund die Arbeitslosigkeit als das dringlichste Problem betrachtet wird. Ein
Unterschied zwischen Kandidaten ohne und Kandidaten mit Migrationshin-
tergrund konnte hingegen im Hinblick auf den Repräsentationsfokus fest-
gestellt werden. So gaben überdurchschnittlich viele Kandidaten mit Mi-
grationshintergrund an, sich vor allem für eine bestimmte gesellschaftliche
Gruppe einsetzen zu wollen (Wüst 2006: 233). Im Hinblick auf die sechzehn
Abgeordneten mit Migrationshintergrund des 16. Deutschen Bundestages,
arbeitete Wüst heraus, dass sich diese vor allem auf Parteien verteilen, die
im Parteienspektrum eher links angesiedelt sind (ebd.: 233f.). Daneben wur-
de die eklatante Unterrepräsentation von Personen mit Migrationshinter-
grund in den Parlamenten, aber auch bereits auf Parteilisten, durch die Un-
tersuchung empirisch nachgewiesen. Andererseits konstatieren Wüst und
Heinz (2009), dass die Präsenz von Personen mit Migrationshintergrund
nicht nur symbolische, sondern auch substanzielle, das heißt inhaltliche,
Konsequenzen hat. Überprüft haben sie diesen Zusammenhang anhand der
Politikschwerpunkte von Abgeordneten mit Migrationshintergrund, die sie
an deren Mitgliedschaft in migrationsnahen Ausschüssen und an ihrem par-
lamentarischen Frageverhalten festgemacht haben. Insgesamt bestätigen
ihre quantitativ angelegten Untersuchungen eine stärkere Präsenz und hö-
here Aktivität von Abgeordneten mit Migrationshintergrund in migrations-
nahen Politikfeldern und auf Bundesebene eine höhere Anzahl schriftlicher
Fragen rund um das Thema Migration. Insofern wird ein positiver Zusam-
menhang zwischen der Präsenz und der Vertretung von Inhalten festgestellt.
Was die Studie aber weniger in den Blick nimmt, ist die subjektive Wahr-
nehmung und das Selbstverständnis der Kandidaten bzw. Abgeordneten mit
Migrationshintergrund.

Karen Schönwälder (2010) hat die Zusammensetzung der bundesdeut-
schen Stadträte und Parlamente unter der Perspektive der Beteiligung von
Personen mit Migrationshintergrund analysiert.4 Zwar konstatiert sie gene-
rell einen bundesweiten Trend zur Erhöhung des Anteils von Migranten in
den Räten und Parlamenten, jedoch entspräche deren Anteil bislang bei wei-
tem nicht ihrem Bevölkerungsanteil; zudem sei der positive Trend nicht für
alle Städte und Bundesländer gleichermaßen festzustellen. Ein Blick auf die
politischen Parteien zeige überdies, dass es hier große Unterschiede im Hin-
blick auf den Einbezug von Migranten gibt. Auf der Landesebene wurde

4 Vgl. dazu auch die Studie von Schönwälder/Sinanoglu/Volkert 2011.
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Schönwälder zufolge die Hälfte der Parlamentarier mit Migrationshinter-
grund für Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke gewählt, die aber bundes-
weit insgesamt nur 18 Prozent aller Abgeordneten stellen (Schönwälder
2010: 32). Bei der SPD habe erst seit einigen Jahren ein Bemühen eingesetzt,
mehr Kandidaten mit Migrationshintergrund aufzustellen, was inzwischen
auch zu einer verstärkten Präsenz geführt habe. Bei der CDU und der FDP
seien diese bislang eher selten. Ferner ist Schönwälder auch der Frage nach-
gegangen, wie sich die Abgeordneten mit Migrationshintergrund zusam-
mensetzen. Sie konstatiert, dass es vor allem türkeistämmige Politiker sind,
die sich politisch engagieren. Darunter sei ein beträchtlicher Anteil weibli-
cher Politiker. Grundsätzlich hebt sie die Notwendigkeit und Vorteile de-
skriptiver Repräsentanten in den politischen Parteien hervor und nimmt da-
bei auch auf Argumente der US-amerikanischen Theoriedebatte zu deskrip-
tiver Repräsentation Bezug:

„Politische Parteien sind Vermittler zwischen Bevölkerung und Entscheidungs-
trägern. Ist eine Bevölkerungsgruppe in ihnen kaum vertreten, dann wissen die
Parteien und in der Folge auch die Parlamente zu wenig über die Bedürfnisse
und Meinungen in dieser Gruppe. Andersherum kann auch die Kommunikation
der Entscheidungen von Parlamenten und Stadträten hin zu den Bürgern ein-
geschränkt sein, wenn Vermittler fehlen, die in den unterschiedlichen Bevöl-
kerungsgruppen Ansehen und Vertrauen genießen.“ (Schönwälder 2010: 31)

Darüber hinaus sei insgesamt anzunehmen, dass der eigene Migrationshin-
tergrund das Verständnis für die Anliegen der migrantischen Bevölkerung
erhöhe. Die dabei vorausgesetzte Grundannahme, derzufolge Personen mit
Migrationshintergrund spezifische Sichtweisen und Belange in den politi-
schen Prozess einbringen und die Kommunikation zwischen Repräsentanten
und Repräsentierten leichter falle, soll im Rahmen dieser Arbeit jedoch am
Beispiel der Ausländer- und Integrations(bei)räte kritisch hinterfragt wer-
den. Dabei sollen auch mögliche Kehrseiten einer solchen Repräsentations-
logik untersucht werden. Im Unterschied zu der Untersuchung von Schön-
wälder, die die reguläre parlamentarische Repräsentation fokussiert, werden
hier also Sondergremien in den Blick genommen, die vollständig – das gilt
zumindest für die Ausländerbeiräte – auf dem Prinzip der Gruppenreprä-
sentation aufbauen und in denen die politischen Parteien eine untergeordnete
Rolle spielen. Insofern bieten sie ein ideales Untersuchungsfeld, um der
Funktionsweise deskriptiver Repräsentation nachzugehen. Dass Vielfalt in
den Parteien und Parlamenten grundsätzlich wünschenswert ist, soll damit
keinesfalls in Frage gestellt werden.
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Markus Linden und Winfried Thaa haben darüber hinaus die advokato-
rische Repräsentation von Migrantengruppen unter anderem am Beispiel der
„Unabhängigen Kommission Zuwanderung“ untersucht (vgl. Linden 2009,
Linden/Thaa 2010). Ausgangspunkt bildete auf theoretischer Ebene das de-
liberativ-rationale Demokratiemodell von Jürgen Habermas, als dessen
praktische Ausformung Expertenkommissionen wie die Süssmuth-Kom-
mission verstanden wurden. Thaa (2007) formulierte zunächst eine theore-
tische Kritik an der diskurstheoretisch begründeten deliberativen Demokra-
tievorstellung. Demnach führen eine Informalisierung und Kognitivierung
der Politik, die deliberative Politikprozesse auszeichnen, zur Privilegierung
verallgemeinerbarer Interessen und damit zu einem systematischen
Ausschluss der Interessen schwächerer gesellschaftlicher Gruppen. Die
theoretische Kritik wurde sodann am Beispiel der Repräsentation von Mi-
granteninteressen unter der Rot-Grünen-Bundesregierung im Zeitraum 1998
bis 2005 überprüft. Verglichen wurde die Repräsentation verschiedener Mi-
grantengruppen durch die Unabhängige Kommission Zuwanderung als Bei-
spiel für ein deliberatives Gremium mit der parlamentarischen Repräsenta-
tion von Migranteninteressen. In Bezug auf die parlamentarische Repräsen-
tation wurden zwei Politikprozesse in den Blick genommen: zum einen die
Reform des Staatsbürgerschaftsrechts und zum anderen die Diskussion um
das Zuwanderungsgesetz, wobei letztere stark durch die Ergebnisse der Un-
abhängigen Kommission Zuwanderung geprägt wurde. Linden und Thaa
(2010) kommen zu dem Ergebnis, dass in der deliberativen Repräsentation,
die ihre praktische Ausformung in Expertenkommissionen findet, schwache
Interessen nur defizitär vertreten werden und sich vor allem Interessen
durchsetzen, die einem ökonomisch definierten Gemeinwohl dienen. So
hätte die Kommission in Bezug auf Themen, die nicht an ein solches All-
gemeinwohl rückkoppelbar gewesen seien – etwa die Anerkennung ge-
schlechtsspezifischer und nichtstaatlicher Verfolgung als berechtigte Grün-
de bei der Asylbeantragung, die Härtefallregelung, das Wahlrecht für Aus-
länder –, entweder keinen Konsens erzielen können oder diese Punkte seien
kaum thematisiert worden (Linden 2009: 157). Vor allem die Repräsentation
der Interessen von Flüchtlingen sei im Rahmen der Arbeit der Unabhängigen
Kommission Zuwanderung zu kurz gekommen, obschon die Zusammenset-
zung hier anderes hätte erwarten lassen, gehörten doch auch Advokatoren
von Flüchtlingen, etwa der stellvertretende Leiter der UNHCR (United Na-
tions High Commissioner for Refugees) Deutschland sowie Vertreter der
Kirchen, zu den Mitgliedern der Kommission. Demgegenüber seien die In-
teressen von schwachen Gruppen unter den Migranten wie Flüchtlingen im
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Rahmen der parlamentarisch-parteipolitischen Repräsentation wesentlich
besser vertreten worden. In den von Parteipolitikern geführten Diskussionen
im Parlament hätte sich prinzipiell eine vergleichsweise stärkere Bezugnah-
me auf die partikularen Anliegen der Migranten und weniger stark auf öko-
nomische Nützlichkeitserwägungen gezeigt. Damit bestätigte sich die theo-
retisch aufgestellte Annahme: Konfliktiv geführte Debatten zwischen Par-
teivertretern, die ihren Wählern gegenüber verantwortlich sind, besitzen ein
vergleichsweise höheres Inklusionspotential als Expertengremien, die auf
die Herstellung eines vermeintlich ‚rationalen‘ Konsenses abzielen. Gezeigt
wird damit auch, dass Repräsentationsformen per se Konsequenzen für die
Berücksichtigung und Gewichtung der Interessen verschiedener Migran-
tengruppen besitzen.

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit steht nun die politische Repräsenta-
tion von Mi-granten(-gruppen) auf der kommunalen Ebene im Fokus, wobei
nicht die advokatorische Form der Repräsentation in Expertenkommissio-
nen, sondern die deskriptive Form untersucht wird. In den Blick genommen
wird also die politische Selbstrepräsentation von Migranten durch Migran-
ten. Die kommunale Ebene scheint in diesem Zusammenhang besonders in-
teressant, kommt den Kommunen doch „eine wichtige Stellung als Mode-
ratoren im Prozess der sozialen Integration von Migranten“ (Bommes 2009:
102, Herv. i. O.) zu und beeinflussen die hier getroffenen Entscheidungen
die Lebensverhältnisse der Einwohner ganz konkret.

Theorie und Empirie deskriptiver Repräsentation

Sowohl die theoretischen wie auch die empirischen Arbeiten zu deskriptiver
Repräsentation stammen hauptsächlich aus dem englischsprachigen Raum.
Die überwiegend weiblichen Befürworterinnen, die sich auf theoretischer
Ebene mit deskriptiver Repräsentation befassen, stammen aus dem Umfeld
der Frauenbewegung. Insbesondere Iris Marion Young und Jane Mansbridge
haben sich mit der Frage der Inklusion benachteiligter Gruppen in den de-
mokratischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess auseinanderge-
setzt. Sie sehen vor allem in der deskriptiven Repräsentation eine Antwort
auf die bestehenden Diskrepanzen in der politischen Repräsentation. Im
Kern argumentieren sie, dass die Präsenz von Angehörigen marginalisierter
Gruppen sich auf die substanzielle und symbolische Repräsentation der ent-
sprechenden Gruppen auswirkt.

1.4.2
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Es liegen für die Vereinigten Staaten zahlreiche empirische Studien vor,
die die Effekte deskriptiver Repräsentation im Hinblick auf die Gruppe der
Afroamerikaner und auf Frauen untersuchen. Zentrale Fragestellungen be-
treffen das Verhältnis von substanzieller zu deskriptiver Repräsentation
(Reingold 2008, Tate 2003, Lublin 1997, Swain 1995), die Auswirkungen
der geschlechtlichen oder ethnischen Zugehörigkeit der Repräsentanten auf
ihre Politikschwerpunkte und ihr Abstimmungsverhalten (McCurdy 2001,
Menifield/Jones 2001, Preuhs 2007, Swers 1998) sowie die Bedeutung de-
skriptiver Repräsentation für das Verhältnis zwischen Repräsentanten und
Repräsentierten (Gay 2002, Ulbig 2007, Whitby 2007). Überwiegend haben
die Studien einen positiven Zusammenhang zwischen der Selbstvertretung
von Frauen bzw. Afroamerikanern und der substanziellen Repräsentation
ihrer Interessen festgestellt. Allerdings kommt Swain (1995) zu dem Er-
gebnis, dass deskriptive Repräsentation in erster Linie psychologische Vor-
teile für die entsprechenden Gruppen bietet. Lublin (1997) verweist darauf,
dass durch die Förderung der Wahl von Afroamerikanern durch die Bestim-
mung entsprechender Wahlbezirke ihre substanzielle Repräsentation einge-
schränkt wird. Dies sei darauf zurückzuführen, dass Stimmen von Afro-
amerikanern für demokratische Kandidaten in anderen Wahlbezirken ver-
loren gingen, die aber tendenziell ihre Interessen vertreten würden. Darüber
hinaus konzentrieren sich einige Untersuchungen auf die symbolischen Ef-
fekte deskriptiver Repräsentation (Lawless 2004, Tate 2003). Im Gegensatz
zu den theoretischen wie empirischen Befunden zu deskriptiver Repräsen-
tation für den angloamerikanischen Raum, zeigt sich im Hinblick auf die
Bundesrepublik bislang eine Leerstelle, die diese Arbeit zu schließen ver-
sucht.

Für die Bundesrepublik liegen bislang einzig einige wenige politikwis-
senschaftliche Arbeiten vor, die das Augenmerk auf die (deskriptive) Re-
präsentation von Frauen richten. So hat Bettina Hierath (2001) die Bedeu-
tung des Faktors Geschlecht im Kontext politischer Repräsentation unter-
sucht. Als Datengrundlage dienten Befragungen und Abgeordnetenstudien
aus den USA und der Bundesrepublik, die vor dem Hintergrund repräsen-
tationstheoretischer Überlegungen ausgewertet wurden. Hierath kommt zu
dem Ergebnis, dass die Kategorie Geschlecht sich in beiden Kontexten be-
merkbar macht. Sie konstatiert, dass ein „geschlechtsspezifischer Unter-
schied im Handeln und vor allem im Rollenverständnis existiert“ (Hierath
2001: 213). Auch fühlten sich weibliche Abgeordnete der weiblichen Be-
völkerung gegenüber besonders verantwortlich. Die Arbeit von Annette
Knaut (2011) konnte zeigen, inwiefern sich Geschlecht als eine „Differenz-
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struktur“, die die politischen Institutionen durchzieht, etwa auf den Kom-
munikationsstil weiblicher Repräsentanten auswirkt. Gerade in Gremien, in
denen Frauen deutlich in der Minderheit seien, würden sie häufig in die Rolle
einer „Symbolfrau“ gedrängt und als solche mit vergeschlechtlichten Ver-
haltens- und Kompetenzerwartungen konfrontiert. Auf diese reagierten sie
häufig mit Überanpassung, um seitens der etablierten männlichen Akteure
akzeptiert zu werden (ebd.: 229). Obwohl der Anteil von Frauen in der Po-
litik angestiegen ist und dadurch mitunter Verschiebungen in der Differenz-
struktur Geschlecht stattgefunden haben, sei diese immer noch stabil und
wirkungsmächtig. Gerade in männlich dominierten informellen Institutio-
nen wie Netzwerken finde der systematische Ausschluss von Frauen statt.
Dabei haben, so Knaut, „Abgeordnete, die es nicht schaffen, sich in binnen-
und außerparlamentarische Netzwerke einzuklinken, […] schlechtere Kar-
ten, Politik zu vermitteln“ (ebd.: 378). Knaut kommt daher zu dem Schluss,
dass „Frauen so nicht vollständig in die politischen Institutionen integriert
sind“ (Knaut 2011: 377). Zu klären gilt, inwiefern ähnliche Ergebnisse auch
in Bezug auf die Migranten als einer benachteiligten Gruppe im Kontext
gruppenspezifischer Repräsentation zu beobachten sind.

Studien zu Ausländer- und Integrations(bei)räten

Zu Ausländerbeiräten und Integrations(bei)räten entstanden bislang einige
qualitative und quantitative Untersuchungen, denen mitunter allgemeine
Fragestellungen zu Grunde liegen und die eher deskriptiv ausfallen.5 Darin
werden meist die Organisation und Struktur, die Kompetenzen und Arbeits-
schwerpunkte sowie die Zusammenarbeit der Ausländerbeiräte mit anderen
kommunalpolitischen Gremien beschrieben. Problematisiert werden häufig
die geringe Wahlbeteiligung an den Beiratswahlen sowie die begrenzten
Einflussmöglichkeiten der Gremien.

Claudio Caballero (2003) hat sich in seiner quantitativen Studie weniger
mit den Ausländerbeiräten an sich als mit den Einflussfaktoren auf die
Wahlbeteiligung an den Ausländerbeiratswahlen in Rheinland-Pfalz befasst.
Er kommt zu dem Ergebnis, dass die Bekanntheit der Gremien bzw. der

1.4.4

5 Vgl. hierzu Forschungsgruppe Kommunikation und Sozialanalysen GmbH (Fokus)
1994; Landesarbeits-gemeinschaft der Ausländerbeiräte Nordrhein-Westfalen (LA-
GA NRW) 1998, 2007; Caballero 2003; Ottersbach 2003; Otten/Reich/Schöning-
Kalender 2007.
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Wahlen und die Verinnerlichung einer Wahlnorm die wichtigsten Einfluss-
größen auf die Wahlbeteiligung darstellen (Caballero 2003: 88f.). Aber auch
der Grad der kulturellen, strukturellen und sozialen Integration wirke sich
auf die Wahlbeteiligung aus. So nähmen verstärkt vergleichsweise schwach
integrierte Personen an den Wahlen teil, obwohl genau diese Gruppe der
ausländischen Einwohner im Vergleich zu gut integrierten Personen über
weniger Kenntnisse bezüglich des Beirates verfügten (Caballero 2003: 90).
Der Befund deutet darauf hin, dass die Gremien gerade für politikfernere
Gruppen interessant sind.

Die Explorationsstudie über die Rolle und Arbeit von Ausländerbeiräten
in Rheinland-Pfalz von Matthias Otten, Hans H. Reich und Claudia Schö-
ning-Kalender beschreibt die Selbstwahrnehmung der Ausländerbeiratsmit-
glieder, die Zusammenarbeit innerhalb der Gremien und das Verhältnis zu
anderen kommunalpolitischen Gremien. Die Studie wurde innerhalb einer
Bestandsaufnahme über die Partizipation von Migranten und ihren Organi-
sationen in Rheinland-Pfalz durchgeführt. Die Datengrundlage bilden Grup-
peninterviews, die Anfang 2005 mit den Mitgliedern aus sieben Ausländer-
beiräten geführt wurden. Darunter war auch der Koblenzer Ausländerbeirat,
wobei hier lediglich ein Einzelinterview stattgefunden hat. Die Studie, deren
Datenbasis insgesamt überschaubar ist, ergab, dass unter den Mitgliedern
eine „sehr deutliche Hinwendung zur Mitgestaltung der deutschen Aufnah-
megesellschaft“ zu erkennen sei und das gemeinsame Interesse in der akti-
ven Mitgestaltung und Teilhabe an Entscheidungen am Wohnort bestehe
(Otten/Reich/Schöning-Kalender 2007: 65). Ein weiterer Befund lautet, dass
es, obschon bestimmte Migrantengruppen in den Gremien stärker als andere
vertreten sind, keinesfalls zu einer dominanten Stellung einer einzelnen eth-
nischen Gruppe in der lokalen Politik kommt oder sich bestimmte Gruppen
umgekehrt von dieser distanzieren (ebd.: 66). Es herrsche wie in anderen
kommunalpolitischen Gremien auch „ein pluralistisches Meinungsspek-
trum“, das von kulturellen Zugehörigkeiten weitestgehend unabhängig sei
(ebd.: 67). Dieser Befund überrascht, wo doch die Listen teilweise ethnisch
definiert sind. Die Explorationsstudie, die insgesamt einen deskriptiven
Charakter hat, weist bereits auf einige interessante Aspekte hin, die es aber
systematisch zu überprüfen gilt. Weder wurden die Politikprozesse nachge-
zeichnet noch die politischen Agenden der Gremien tiefergehend analysiert.

In Nordrhein-Westfalen hat die 1996 gegründete Landesarbeitsgemein-
schaft der Ausländerbeiräte (LAGA NRW), die sich auf Landesebene für
die Interessenvertretung von Migranten einsetzt und darüber hinaus die Ar-
beit der Ausländerbeiräte unterstützt, in einer Studie Ausländerbeiräte und
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in einer zweiten Studie die neu eingerichteten Integrationsräte untersucht.
In ersterer kommt sie trotz gravierender Mängel der Ausländerbeiräte zu
einer insgesamt positiven Bilanz. Neben einer schriftlichen Befragung aller
damals existierenden 140 nordrhein-westfälischen Ausländerbeiräte zu ihrer
Organisation, Struktur, Zusammensetzung und ihren inhaltlichen Schwer-
punkten wurden die vier Ausländerbeiräte von Duisburg, Bonn, Gütersloh
und Rheine eingehender qualitativ untersucht. Die LAGA NRW kommt
nach der qualitativen Untersuchung der vier Ausländerbeiräte zu dem
Schluss, dass es durch die Verankerung der Ausländerbeiräte in der Ge-
meindeordnung (§ 27 GO NRW) zu einer besseren Beteiligung von Migran-
ten kommt und zwar auch in jenen Kommunen, in denen bereits zuvor Aus-
länderbeiräte existiert hätten. Eine effektive Arbeit sei zum einen abhängig
von dem Entgegenkommen der Entscheidungsträger und zum anderen von
der politischen Kompetenz der Beiratsmitglieder (vgl. LAGA NRW 1998:
82). Von Seiten anderer kommunalpolitischer Gremien würden die Auslän-
derbeiräte als politisches Vertretungsgremium anerkannt und ihre Aufgabe
würde vor allem in der Feststellung von Problemen von Migranten gesehen.
Allerdings wird auch die Vermutung aufgestellt, dass die Gremien von der
migrantischen Bevölkerung nicht immer als Vertretungsorgan, sondern oft-
mals als ein „soziales Betreuungsorgan der Kommune“ verstanden würden
(ebd.: 96). Die mangelnde politische Kompetenz vieler Beiratsmitglieder
wirke sich nachteilig auf die Arbeitsweise aus, würde aber durch die erfah-
renen Vorsitzenden und Geschäftsführer kompensiert (ebd.: 106).

In einer weiteren weniger umfangreichen Untersuchung hat die LAGA
NRW die reformierten Integrationsräte in den Blick genommen (LAGA
NRW 2007). Die Datenbasis bildeten Interviews, die mit den Vorsitzenden
der Integrationsräte in zehn Kommunen geführt wurden. Das Fazit dieser
Untersuchung lautet, dass die Reform zu einer qualitativen Verbesserung
der Arbeitsweise geführt hat. Dass ausschließlich die Vorsitzenden befragt
wurden, schwächt jedoch die Aussagekraft der Untersuchungsergebnisse.

Für die vorliegende Untersuchung sind vor allem einige Befunde der
qualitativen Studie von Markus Ottersbach (2003) von besonderem Interes-
se. Im Rahmen der Studie hat Ottersbach den Ausschuss für Zuwanderung
und Integrationsangelegenheiten in Solingen, den Beirat für Zuwanderung
und Integration in Duisburg und den Ausländerbeirat in Bonn in den Jahren
1999-2002 untersucht und kommt insgesamt zu dem Ergebnis, dass eine
Umwandlung der Ausländerbeiräte in neuere und ungeachtet einiger Mängel
effektivere Modelle, wie sie in Solingen und Duisburg bereits bestehen,
überfällig ist. Darüber hinaus stellt Ottersbach für den Solinger Ausschuss
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für Zuwanderung und Integrationsangelegenheiten fest, dass dort das Thema
„Jugend und Migration“ sowie die Situation von Frauen zu kurz kamen und
die Gruppe der Flüchtlinge kaum vertreten wurde (Ottersbach 2003: 20f.).
Um die Partizipation von Flüchtlingen zu gewährleisten, empfiehlt er, über
die Einrichtung eines Mandats nachzudenken, das für einen sachkundigen
Einwohner bzw. eine sachkundige Einwohnerin, der/die die „Angelegen-
heiten der Flüchtlinge im Ausschuss bzw. im Beirat regelmäßig repräsen-
tiert“ (ebd.: 99), reserviert ist. Im Vergleich zu der empirischen Untersu-
chung von Ottersbach geht es in dieser Arbeit vor dem Hintergrund reprä-
sentations- und demokratietheoretischer Überlegungen jedoch vielmehr um
die Untersuchung einer bestimmten Form politischer Repräsentation und um
eine grundsätzliche Hinterfragung der Logik, der zufolge Migranten durch
Migranten vertreten werden sollen. Die von ihm aufgeworfene Frage nach
der Einbindung unterschiedlicher Migrantengruppen und Subgruppen ist je-
doch auch für die vorliegende, ebenfalls qualitativ angelegte Studie wichtig,
die unter anderem der Inklusionsfähigkeit deskriptiver Repräsentation an-
hand von vier Fallbeispielen – verglichen werden die Ausländerbeiräte von
Koblenz und Mainz mit den Integrations(bei)räten von Solingen und Essen
– systematisch nachgeht. Durch die Gegenüberstellung von Ausländerbei-
räten und Integrations(bei)räten soll in den Blick genommen werden, in-
wieweit sich die institutionelle Anbindung an die allgemeine Kommunal-
politik auf die Repräsentationsleistung und darüber hinaus auf die politische
Integration auswirkt.

Bemerkungen zu Methodologie und Methodik

Die Datenbasis der vorliegenden Arbeit besteht zum einen aus sämtlichen
Sitzungsprotokollen der untersuchten Gremien sowie der Stadtratsprotokol-
le und zum anderen aus qualitativen Leitfadeninterviews, die mit gewählten
Migrantenvertretern sowie mit den von den Fraktionen entsandten Ratsmit-
gliedern und in drei der vier Fälle auch mit den Geschäftsführern geführt
wurden. Der Untersuchungszeitraum umfasste die Wahlperiode 2005
bis 2009.

Die Studie orientiert sich methodologisch an der von Glaser und Strauss
(2009) entwickelten „Grounded Theory“, wobei dieser nicht in allen Punk-
ten strikt gefolgt wurde. Während Glaser und Strauss für eine rein induktive
Vorgehensweise zur Erforschung eines noch gänzlich unbekannten Feldes
plädieren, wurden hier zunächst theoriegeleitet Forschungshypothesen for-
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muliert, die dann im Verlauf des Forschungsprozesses anhand des empiri-
schen Materials modifiziert und, wenn notwendig, auch revidiert wurden.

Die dominante Forschungsmethode stellen leitfadengestützte qualitative
Experteninterviews dar. Die Interviews dienen aber nicht, wie in zahlreichen
sozialwissenschaftlichen Arbeiten üblich, in erster Linie der Exploration ei-
nes noch unbekannten Forschungsfeldes, sondern der Rekonstruktion von
„Deutungswissen“ (Bogner/Menz 2009), es geht um die „kommunikative
Erschließung und analytische Rekonstruktion der ‚subjektiven Dimension‘
des Expertenwissens“ (Bogner/Menz 2009: 66). Das Ziel ist also eine „theo-
retisch gehaltvolle Konzeptionalisierung von (impliziten) Wissensbestän-
den, Weltbildern und Routinen“ (ebd.: 66). Die Untersuchung hat damit
einen theoriemodifizierenden Anspruch. Es geht somit nicht allein darum,
die forschungsleitenden Annahmen zu verifizieren oder zu falsifizieren,
sondern auch um die Formulierung von Rückschlüssen für die Theorie de-
skriptiver Repräsentation im bundesdeutschen Kontext.

Im Anschluss an Meuser und Nagel (2009) wird ein wissenssoziologi-
sches Expertenverständnis zugrunde gelegt. Danach sind Experten nicht nur
Außenstehende, die bestimmte Prozesse und Strukturen von außen unter
Rückgriff auf fachliches Expertenwissen beurteilen, sondern „aktive Parti-
zipanten“ (44), die in die zu untersuchenden Handlungsabläufe und Struk-
turen unmittelbar involviert sind.

Durch die Analyse der Sitzungsprotokolle der untersuchten Ausländer-
und Integrations(bei)räte und der Stadtratsprotokolle konnte darüber hinaus
ein Überblick über die behandelten Themen erstellt werden und ließen sich
zum anderen konkrete Verfahrensweisen, Diskussionsverläufe und Ent-
scheidungsprozesse nachzeichnen. Zusätzlich wurden die Presseberichte
über die Arbeit der Migrantenvertretungen in den jeweils auflagenstärksten
Lokalzeitungen im Untersuchungszeitraum ausgewertet, um darüber zu
Aussagen über die öffentliche Präsenz und Wahrnehmung der Gremien zu
kommen.

Die Konzepte Inklusion und Exklusion werden in dieser Arbeit als Ana-
lyseinstrument herangezogen, mittels derer die paradoxen Effekte der un-
tersuchten Migrantenvertretungen herausgearbeitet und analysiert werden
können (vgl. Bausch 2013). Sie dienen also dazu, Phänomene politischer
Exklusion und Marginalisierung zu erfassen und Bedingungen für eine An-
näherung an den normativen Anspruch einer möglichst umfassenden Inklu-
sion bei der Herstellung kollektiv verbindlicher Entscheidungen aufzuzei-
gen. Die Luhmann’schen Kategorien Inklusion und Exklusion werden dabei
in einem stärker handlungstheoretischen Sinne übernommen (vgl. dazu Ra-
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phael 2008: 20), wie er von Martin Kronauer (2006, 2010) und Robert Castel
(2000) geprägt wurde. Kronauer und Castel distanzieren sich von einem
systemtheoretischen Verständnis von Inklusion/Exklusion und unterneh-
men den Versuch, Inklusion und Exklusion mit Ungleichheit theoretisch
zusammenzuführen. Dabei heben sie vor allem den Prozesscharakter von
Exklusionen hervor und machen deutlich, dass sich diese innerhalb der Ge-
sellschaft vollziehen. Wie Kronauer feststellt, setzt Exklusion „den (ge-
wohnheitsmäßigen oder normativen) Anspruch beziehungsweise die for-
male Berechtigung auf Zugehörigkeit geradezu voraus – ohne dass dieser
Anspruch eingelöst würde“ (Kronauer 2006: 40). In diesem Sinne werden
die Begriffe Inklusion und Exklusion in der vorliegenden Arbeit als Ana-
lyseinstrument bezogen auf den politischen Prozess herangezogen.

Aufbau der Arbeit

Die Arbeit gliedert sich im Wesentlichen in zwei große Blöcke: die Diskus-
sion deskriptiver Repräsentation auf theoretischer Ebene und die empirische
Untersuchung der Funktionsweise von Ausländer- bzw. Integrations(bei)rä-
ten als Beispiele für deskriptive Repräsentation. Im Rahmen des theoreti-
schen Teils werden die angloamerikanische Theoriedebatte zu deskriptiver
Repräsentation rekonstruiert und die Chancen und Risiken deskriptiver Re-
präsentation für den bundesdeutschen Kontext herausgearbeitet. Die in der
Forschungsliteratur angeführte theoretische Kritik – Essentialismus und die
Untergrabung des politischen Gemeinwesens – wird durch eine Kritik de-
skriptiver Repräsentation aus der Perspektive postkolonialer Theorie er-
gänzt. Sie ermöglicht es, den Blick auf die negativen Effekte von Zuschrei-
bungsprozessen sowie die zweischneidigen Resultate gruppenbezogener
positiver Maßnahmen zu lenken, die auf kategorialen Unterscheidungen be-
ruhen. Zunächst wird das Modell deskriptiver Repräsentation als ein Spiegel
der gesamten Gesellschaft diskutiert, das vor allem durch Hanna F. Pitkin
in die Debatte eingeführt wurde, die dieser ablehnend gegenübersteht. Bevor
dann das Modell deskriptiver Repräsentation für marginalisierte Gruppen
dargelegt wird, wird das deliberative Politikverständnis der wichtigsten Be-
fürworterinnen erläutert. Ihnen zufolge entfalten sich die Vorteile gruppen-
spezifischer Repräsentation nämlich gerade in deliberativen Kontexten. Das
Kapitel zur Theorie gruppenspezifischer Repräsentation für benachteiligte
Gruppen ist schließlich dialektisch aufgebaut: Zunächst kommen die klaren
Befürworterinnen zu Wort, allen voran Iris M. Young in ihrer frühen Phase,
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Melissa Williams und Suzanne Dovi. Im Anschluss daran werden die Kri-
tikpunkte diskutiert, unter die die Essentialismus-Kritik und der Vorwurf
einer Untergrabung des politischen Gemeinwesens fallen. Schließlich wird
die kritisch-befürwortende Position betrachtet, für die Iris M. Young in ihrer
späteren Arbeit, Jane Mansbridge und Anne Phillips stehen. Nachdem dann
die Vorschläge der Theoretikerinnen für eine mögliche Implementierung
von Gruppenvertretung vorgestellt wurden, wird unter der Perspektive post-
strukturalistischer und postkolonialer Ansätze ein Blick auf das Prinzip der
Gruppenvertretung gerichtet, wodurch die in Kap. 5 dargelegte empirische
Untersuchung noch vertieft werden kann. Abschließend werden die An-
knüpfungspunkte für den bundesdeutschen Kontext dargelegt. Bevor dann
zu den Fallanalysen der Arbeit übergegangen wird, stehen in Kap. 3 zunächst
der historische Entstehungskontext und die frühe Phase der Migrantenver-
tretungen im Fokus.

Der zweite Teil der Arbeit widmet sich der empirischen Untersuchung
der Funktionsweise von Migrantenvertretungen als Fallbeispielen deskrip-
tiver Repräsentation auf der kommunalen Ebene. Nachdem in Kap. 4 zu-
nächst der methodologische und methodische Zugang geklärt wurde, werden
in Kap. 5 zuerst die Befunde zu den Ausländerbeiräten von Mainz und
Koblenz vorgestellt. Diese werden anschließend im Hinblick auf ihre inklu-
dierenden und exkludierenden Effekte miteinander verglichen. Sodann wer-
den die Integrations(bei)räte von Essen und Solingen im Hinblick auf die
Fragestellung analysiert. Auch diese werden daraufhin miteinander vergli-
chen. Im letzten Kapitel (Kap. 6) werden dann zum einen Schlussfolgerun-
gen dargelegt, die sich aus der empirischen Untersuchung für die Theorie
deskriptiver Repräsentation ergeben. Zum anderen werden Handlungsablei-
tungen für die praktische Politik formuliert, wobei hierbei auch die Frage
der Wirkung auf die politische Integration berücksichtigt wird.
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